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Okay, die Rede Gregor Gysis von heute über die Lobby-Kanzlerin sollte man gehört
haben, zumal in den Medien, die ich jetzt noch zur Kenntnis nehmen konnte, wie
üblich kaum etwas über den Inhalt mitgeteilt wird. In einem Punkt würde ich Gysi
sogar widersprechen und zwar darin, dass die Löhne und Gehälter in Ostdeutschland
an  die  im  Westen  endlich  angeglichen  werden  müssten.  Bei  aller  ökonomischen
Kompetenz, die immer wieder in den Reden Gysis mitschwingt, in diesem Punkt siegt
wohl die rhetorische Versuchung über den ansonsten scharfen Verstand. Denn es geht
doch nicht um die Anpassung von Lohnniveaus, damit hatten sich doch schon die
Gewerkschaften  während  des  Vereinigungsprozesses  unter  der  Parole
“Lohnangleichung-Ost” ordentlich verhoben. Es geht doch in erster Linie um einen
funktionierenden  Flächentarifvertrag,  der  unter  Berücksichtigung  des
Produktivitätsfortschritts  für  eine  gerechte  Lohnfindung  sorgt.

Oskar Lafontaine könnte das vielleicht als großer Skeptiker der deutschen Einheit
bestätigen. Denn es ist nunmal auch ein volkswirtschaftlicher Unterschied zwischen
Deutschland-West  und  Deutschland-Ost  zu  machen,  bei  dem  gerade  die
Lohnentwicklung nicht für sich allein betrachtet werden darf. Gerade im Osten muss
es  doch  auch  um das  Produktivkapital  gehen,  welches  nach  der  Wende  nahezu
vollständig  an  die  Treuhandanstalt  des  Bundes  übertragen  wurde.  Diese
Vermögensverhältnisse waren doch keineswegs vergleichbar mit denen im Westen.
Die Leistungskraft des eingesetzten Kapitals unterschied sich doch deutlich. Wer nun
ausschließlich auf eine reine Lohnanpassungsstrategie setzt, verkennt, dass ein zu
stark ansteigender Lohn im Verhältnis zur Leistungskraft des eingesetzten Kapitals,
die  Wettbewerbsfähigkeit  der  Betriebe  gefährdet,  die  sich  gerade  von  Plan-  auf
Marktwirtschaft umzustellen hatten.

Diesen Zusammenhang hatte in der Vergangenheit – mit Ausnahme westdeutscher
Arbeitgeber, die die Situation für sich zu nutzen wussten und Konkurrenz aus dem
Osten ausschalten konnten – kaum einer begriffen und schon gar nicht die damalige
Bundesregierung  samt  Opposition,  die  einzig  und  allein  die  Privatisierung  und
Verscherbelung  ostdeutscher  Vermögenswerte  im  Blick  hatten.  Der
wirtschaftspolitische Sachverstand beschränkte sich bloß auf  die  Floskel  von den
blühenden Landschaften und einer populistisch betriebenen, schnellen Angleichung
der Einkommen.  Die reale Performance der ostdeutschen Wirtschaft  wurde dabei
kaum  zur  Kenntnis  genommen,  vor  allem  nicht  die  Unterlegenheit  gegenüber
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Deutschland-West,  das  in  der  Folge zum bis  heute andauernden Transferproblem
führte. Das kann man auch ganz aktuell innerhalb Europas zwischen Nord und Süd
und unter der Bedingung einer gemeinsamen Währung wiederfinden.

Die Frage nach der Lohnangleichung ist also gar nicht so einfach zu beantworten.
Aber dafür war wahrscheinlich die Redezeit zu kurz.

Viel interessanter fand ich hingegen die Rede von Gesine Lötzsch vom Dienstag und
ihre  Bemerkung  über  das  Informationsbedürfnis  der  im  Bundestag  vertretenen
Parteien  zur  Causa  HRE.  Auch  das  ist  in  der  Berichterstattung  irgendwie
untergegangen…

Am Wochenende wurde bekannt, dass die Hypo Real Estate zusätzliche
Bürgschaften in Höhe von 40 Milliarden Euro braucht. Wir als LINKE
können  diese  Geheimhaltungspolitik  überhaupt  nicht  akzeptieren.  Der
Bundestag ist nicht informiert worden. Ich war schon sehr erstaunt, als
ich  am  Wochenende  die  Stellungnahmen  der  Vertreter  der  anderen
Parteien  hörte,  die  sich  darüber  erregten,  sie  wären nicht  informiert
worden, denn der Vertreter unserer Fraktion, Roland Claus, hat in der
Sommerpause immer wieder Sitzungen des Gremiums eingefordert � am
26. Juli,  am 16.  und 30.  August.  Die Sitzungen wurden stets mit  der
Begründung  abgelehnt,  dass  die  erforderliche  Mehrheit  von  drei
Mitgliedern, die eine Sitzung wünschen, nicht erreicht worden sei. Also
ich sage nochmal: Der Skandal ist, dass die Abgeordneten aller anderen
Fraktionen,  einschließlich  SPD  und  Grüne,  offensichtlich  gar  nicht
informiert  werden  wollten.
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